
18. April 2025

Regierungschaos: Habeck bleibt, SPD
ruft nach Neuanfang!

Am 18. April 2025 dementiert Britta Haßelmann Berichte
über Habecks Rücktritt. Koalitionsverhandlungen und

Regierungsstrategie im Fokus.

Rheinland-Pfalz, Deutschland - Am 18. April 2025 gibt es
zahlreiche Entwicklungen in der deutschen Politik, insbesondere
im Hinblick auf die Regierungsbildung und die damit
verbundenen Koalitionsverhandlungen. Welt berichtet, dass
Britta Haßelmann, die Fraktionschefin der Grünen, Berichte über
einen Rücktritt von Robert Habeck aus dem Bundestag
vehement dementiert. Stattdessen wird Habeck künftig im
Auswärtigen Ausschuss tätig sein und sich auf das Verhältnis
zwischen Deutschland und den USA konzentrieren.

In der SPD zeichnet sich nach der enttäuschenden Wahl mit nur
16,4 Prozent ein Drang nach einem Neuanfang ab. Alexander
Schweitzer, Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz, hat diese
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Notwendigkeit deutlich gemacht. Am 6. Mai soll Friedrich Merz
von der CDU zum Kanzler gewählt werden, während SPD-
Mitglieder über den Koalitionsvertrag abstimmen. Ralf Stegner,
ein prominenter SPD-Politiker, äußert sich skeptisch in Bezug auf
die Zusammenarbeit mit der Union, die durch die AfD-Debatte
belastet wird.

Politische Herausforderungen und
Forderungen

Jens Spahn von der CDU fordert einen „normalen Umgang“ mit
der AfD im Bundestag, was von verschiedenen politischen
Akteuren kritisch betrachtet wird. Lars Klingbeil, der
Generalsekretär der SPD, bezeichnet die Diskussion um die AfD
als unnötig und sieht sie als ein Foulspiel, das Friedrich Merz
schaden könnte.

Die Frauenverbände fordern eine Stärkung des Frauen- und
Familienministeriums von Union und SPD. Zudem kritisiert Jan
van Aken, der Chef der Linken, die Notwendigkeit einer
Volksabstimmung über die Einführung einer Vermögensteuer.
Die Diskussion über das Sozialsystem hingegen wird durch
Thorsten Frei von der Union angeheizt, der Einschnitte und eine
Umschichtung öffentlicher Ausgaben ankündigt.

Wichtige Beschlüsse und zukünftige
Maßnahmen

Am 18. März hatte der Bundestag bereits einem
milliardenschweren Schuldenpaket für Verteidigung und
Infrastruktur mit Zweidrittelmehrheit zugestimmt. Die
notwendigen Grundgesetzänderungen wurden am 21. März
ebenfalls vom Bundesrat gebilligt. Diese Beschlüsse werden als
Weichenstellung für die zukünftige Regierungspolitik in
Bereichen wie Finanzen, Sicherheit und Infrastruktur angesehen.

Besonders in der Migrations- und Asylpolitik wird mit



Streitpunkten in den Koalitionsverhandlungen gerechnet. Hierzu
gehört ein Sondierungspapier, das vorsieht, Zurückweisungen
an den Grenzen in Abstimmung mit europäischen Nachbarn zu
ermöglichen. Zudem gibt es unterschiedliche Meinungen zur
Befristung des Familiennachzugs zu subsidiär
Schutzberechtigten zwischen CDU und SPD.

Die geplanten Reformen in der Steuerpolitik sollen vor allem der
breiten Mittelschicht zugutekommen und die Einkommensteuer
reformieren. Die Erhöhung der Pendlerpauschale und die
Unternehmenssteuerreform sind weitere Maßnahmen, die im
Rahmen der Koalitionsverhandlungen diskutiert werden. Auch
das Thema Energie zählt zu den wichtigen Punkten, mit dem
Ziel, das Energieangebot zu steigern und neue Gaskraftwerke zu
bauen.

Im gesamten politischen Spektrum zeigt sich klar, dass die
Herausforderungen groß sind und die kommenden
Verhandlungen sicher nicht einfach werden. Deutschlandfunk
hebt außerdem hervor, dass die Stärkung von Infrastrukturen
und der Klimaschutz ins Grundgesetz aufgenommen werden
sollen, was den politischen Diskurs weiter anheizen könnte.
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